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Titel:

Info-Request des Bundesamtes an Italien bei einem Zweitantrag

Normenketten:
VwGO § 113 Abs. 5 S. 1, § 114 S. 2
AsylG § 29 Abs. 1 Nr. 5, § 71a
EMRK Art. 3
Dublin-II-VO Art. 21, Art. 34
VwVfG § 48, § 49, § 51 Abs. 1

Leitsätze:
1. Bei der Prüfung nach § 71a Abs. 1 AsylG, ob ein erfolgloser Abschluss eines Asylverfahrens in einem 
sicheren Drittstaat vorliegt, darf sich das Bundesamt nicht allein auf die Angaben der jeweiligen 
Antragsteller zum Verlauf von Asylverfahren in anderen Mitgliedsstaaten stützen. Denn diese konnten in 
aller Regel den Verfahrensablauf nicht überblicken und können dazu deshalb auch keine verlässlichen 
Angaben machen (vgl. BayVGH, U.v. 3.12.2015 - 13a B 15.50069 u.a., BeckRS 2016, 41335). (Rn. 19) 
(redaktioneller Leitsatz)
2. Mit dem vom Bundesamt grundsätzlich zu nutzenden, sogenannten Info-Request nach Art. 21 Dublin-II-
VO bzw. Art. 34 Dublin-III-VO ist unter den Mitgliedsstaaten allerdings ein beschleunigtes und verlässliches 
Informationsaustauschsystem eingeführt worden, dessen Möglichkeiten zur Informationsgewinnung den 
Verwaltungsgerichten jedoch nicht offenstehen (vgl. BayVGH, U.v. 20.10.2016 - 20 B 14.30320, BeckRS 
2016, 56089). (Rn. 19) (redaktioneller Leitsatz)
3. Hinsichtlich der allgemeinen Corona-Pandemie liegt keine konkrete Gesundheitsgefahr im Sinn von § 60 
Abs. 7 AufenthG vor, da es sich lediglich um eine abstrakte Gefahrenlage handelt, der die Bevölkerung 
allgemein ausgesetzt ist und die nur bei Vorliegen eine Anordnung nach § 60a AufenthG Berücksichtigung 
finden könnte.    (Rn. 27) (redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Der Kläger hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

III. Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand

1
Der Kläger wendet sich gegen die Ablehnung seines Asylantrags durch die Beklagte als unzulässig und 
begehrt mit seiner Klage die (erneute) Durchführung eines Asylverfahrens bzw. die Feststellung von 
Abschiebungsverboten bezüglich N. bzw. eines anderen aufnahmebereiten Staates.

2
Der Kläger ist nigerianischer Staatsangehöriger. Er reiste am ... 2019 in die Bundesrepublik D. ein und 
meldete sich asylsuchend. Da Anhaltspunkte dafür vorlagen, dass ein anderer Staat der Europäischen 
Union (It.) für die Entscheidung über den Asylantrag zuständig sein könnte, wurde der Kläger am 11. März 
2019 und 20. März 2019 zur Bestimmung des für den Asylantrag zulässigen Mitgliedstaats angehört. Im 



Rahmen der Anhörung gab er an, am 4. März 2016 aus N. ausgereist zu sein. Er habe sich 2,5 Jahre in It. 
aufgehalten. Dort habe er einen Asylantrag gestellt, der jedoch abgelehnt worden sei. Auf Nachfrage gab 
der Kläger an, dass er gegenüber den in It. vorgetragenen Asylgründen keine neuen Gründe und 
Beweismittel geltend mache. Er habe Probleme mit seinen Ohren.

3
Ebenfalls am 20. März 2019 wurde der Kläger durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu seinen 
Fluchtgründen angehört. Er gab an, sein Asylantrag sei in It. abgelehnt worden. Er mache in D. die gleichen 
Asylgründe geltend, die er auch im Asylverfahren in It. vorgetragen habe. Im Rahmen der Befragung zu 
seinen persönlichen Verhältnissen gab der Kläger an, sein Vater sei Landwirt und versorge die Familie, 
weitere Verwandte würden noch im Heimatland leben. Seine Geschwister seien Studenten an der Enugu-
Universität und würden Business Administration (Bruder) bzw. Jura (Schwester) studieren. Er selbst habe 
die Secondary School abgeschlossen, weil er sich entschieden habe, einen Beruf zu erlernen, um seinen 
Vater zu unterstützen, damit seine Geschwister studieren können. Er habe mit seiner Familie im Dorf ... 
gelebt und Kfz-Mechaniker gelernt. Auf Frage des Bundesamts, wie es seiner Familie gehe, gab der Kläger 
an, seine Geschwister seien Studenten und den Eltern gehe es insoweit gut, es gebe keine Probleme. 
Bezüglich seiner Fluchtgründe trug er vor, dass seine Familienmitglieder (Vater, Mutter und Geschwister) in 
N. vermutlich von Haussa-Leuten getötet worden seien. Auf dem Körper seines Vaters sei ein Papier 
gelegen, auf dem gestanden sei, dass keine Ibo-Leue am Leben gelassen würden. Ihm sei die Flucht 
gelungen. Wegen des Schriftstücks habe er sich nicht wohlgefühlt, weil er nicht gewusst habe, wer seine 
Feinde seien. Deshalb habe er sich entschlossen, sein Heimatland zu verlassen. Auf Frage, was seiner 
Meinung nach der Grund für den Angriff gewesen sei, erklärte der Kläger, er könne nicht sagen, worum es 
letztlich ging. Sein Vater habe schon mal Probleme mit irgendwelchen Haussa-Leuten gehabt. Politisch sei 
nicht aktiv gewesen, er habe auch keine Probleme mit der Polizei N. gehabt. Weiterhin wurde ein ärztliches 
Attest vom September 2019 vorgelegt, dem zu entnehmen ist, dass der Kläger wegen Gastritis behandelt 
worden sei.

4
Aufgrund der Zuständigkeit eines anderen Mitgliedstaats zur Durchführung des Asylverfahrens lehnte das 
Bundesamt mit Bescheid vom 11. April 2019 den Asylantrag als unzulässig ab, stellte fest, dass 
Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 Aufenthaltsgesetzesbezüglich It. nicht vorliegen und 
ordnete die Abschiebung nach It. an. Ein gegen diesen Bescheid beim Bayerischen Verwaltungsgericht 
Augsburg gestellter Eilantrag blieb mit Beschluss vom 9. Mai 2019 erfolglos (Au 9 S 19.50368). Da eine 
Überstellung innerhalb der bis zum 9. November 2019 laufenden Überstellungsfrist nicht möglich war, 
übernahm die Beklagte die Entscheidung über den Asylantrag im nationalen Verfahren.

5
Mit Schreiben vom 11. Dezember 2019 teilten die italienischen Behörden der Beklagten mit, dass der 
Antrag des Klägers auf internationalen Schutz in It. abgelehnt wurde, die Klage sei abgewiesen worden.

6
Mit Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (im Folgenden: Bundesamt) vom 14. 
November 2019 wurde der Asylantrag des Klägers in der Bundesrepublik D. als unzulässig abgelehnt (Nr. 
1) und festgestellt, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
(AufenthG) nicht vorliegen (Nr. 2). Der Kläger wurde aufgefordert, die Bundesrepublik D. innerhalb einer 
Woche nach Bekanntgabe der Entscheidung zu verlassen. Für den Fall der nicht fristgerechten Ausreise 
wurde die Abschiebung nach N. bzw. in einen anderen aufnahmebereiten Staat angedroht (Nr. 3). Das 
Einreise- und Aufenthaltsverbot gemäß § 11 Abs. 1 AufenthG wurde auf 36 Monate ab dem Tag der 
Abschiebung festgesetzt (Nr. 4).

7
Zur Begründung seiner Entscheidung führt das Bundesamt aus, dass der Antrag bereits unzulässig sei, da 
die Voraussetzungen für die Durchführung eines weiteren Asylverfahrens nicht vorlägen (§ 29 Abs. 1 Nr. 5 
AsylG). Ein weiteres Asylverfahren gemäß § 71a Abs. 1 AsylG sei nur dann durchzuführen, wenn die 
Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) erfüllt seien. 
Wiederaufgreifensgründe seien zu Gunsten des Klägers nicht gegeben. Er habe keine Umstände 
vorgetragen, die ein Wiederaufgreifen des Asylverfahrens rechtfertigen könnten. Der Kläger habe die 
gleichen Gründe vorgetragen, die bereits in seiner Anhörung bei in It. vorgetragen worden seien. Es seien 



auch keine neuen Beweismittel vorgelegt worden, die ein Wiederaufgreifen des Verfahrens geboten hätten. 
Auch Abschiebungsverbote lägen nicht vor. Die derzeitigen humanitären Bedingungen in N. führten nicht zu 
der Annahme, dass bei einer Abschiebung des Antragstellers eine Verletzung von Art. 3 Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK) vorliege. Die hierfür vom Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) geforderten hohen Anforderungen an den Gefahrenmaßstab seien nicht erfüllt. 
Auch unter Berücksichtigung der individuellen Umstände des Klägers sei die Wahrscheinlichkeit einer 
Verletzung des Art. 3 EMRK durch eine Abschiebung nicht beachtlich. Die vorgetragenen gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen würden ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG nicht rechtfertigen, 
da es sich bei den vorgetragenen Krankheiten nicht um solche handle, bei denen sich der 
Gesundheitszustand bei einer Rückkehr ins Heimatland wesentlich oder gar lebensbedrohlich 
verschlechtern würde. Der Kläger habe keinen Anspruch darauf, eine bessere Behandlung als in seinem 
Heimatland zu erhalten. Die Abschiebungsandrohung sei nach § 71a Abs. 4 AsylG i.V.m. § 34 Abs. 1 AsylG 
und § 59 AufenthG zu erlassen. Die Ausreisefrist von einer Woche ergebe sich aus § 71a Abs. 4 AsylG 
i.V.m. § 36 Abs. 1 AsylG. Die Anordnung und Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbotes gemäß § 11 
Abs. 1 und 2 AufenthG sei vorliegend angemessen.

8
Auf den weiteren Inhalt des Bescheides des Bundesamts vom 6. März 2020 wird ergänzend verwiesen.

9
Der Kläger hat am 16. März 2020 zur Niederschrift beim Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg Klage 
gegen den vorbezeichneten Bescheid erhoben und beantragt,

10
Der Bescheid des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge vom 6. März 2020 mit dem Aktenzeichen ... 
wird aufgehoben.

11
Zur Begründung der Klage wurde zunächst auf seine Angaben gegenüber dem Bundesamt Bezug 
genommen. Ergänzend legte er einen Mitgliedsausweis des Vereins Indigenous People of Biafra (IPOB) 
e.V. und diverse Unterlagen bezüglich der Verfolgung von Biafranern in N. aus den Jahren 2016 und 2017 
vor. Weiterhin wurde dem Antrag eine Kopie eines Zeitungsausschnitts vom 12. März 2016 beigefügt, in 
dem über den vom Kläger berichteten Überfall auf seine Familie berichtet wird. Weiterhin wurde ein 
ärztliches Attest vom 5. Juni 2019 der H. O. Klinik des Universitätsklinikums ... vorgelegt, in dem auf 
Taubheit auf dem linken Ohr diagnostiziert wird. Eine weitere Abklärung mittels CMRT und MRT-Felsenbein 
werde empfohlen.

12
Die Beklagte hat dem Gericht die einschlägige Verfahrensakte vorgelegt; ein Antrag wurde nicht gestellt.

13
Ein Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes wurde mit Beschluss vom 25. März 2020 abgelehnt 
(Au 9 S 20.30377). Mit Beschluss vom gleichen Tag wurde der Rechtsstreit der Einzelrichterin zur 
Entscheidung übertragen.

14
Bezüglich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte, auf die von der 
Beklagten vorgelegte Verfahrensakte und das Protokoll der mündlichen Verhandlung Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

15
Die Einzelrichterin (§ 76 Abs. 1 AsylG) konnte über die Klage verhandeln und entscheiden, ohne dass die 
Beklagte an der mündlichen Verhandlung teilgenommen hat. Auf den Umstand, dass bei Ausbleiben eines 
Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden kann, wurden die Beteiligten ausweislich der 
Ladung ausdrücklich hingewiesen (§ 102 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO).

16
Die Klage bleibt ohne Erfolg. Sie ist zwar zulässig, aber unbegründet.

17



Die Beklagte hat den Asylantrag des Klägers in der Bundesrepublik Deutschland zutreffend nach § 29 Abs. 
1 Nr. 5 i.V.m. § 71a Abs. 1 AsylG als unzulässig abgelehnt und festgestellt, dass Abschiebungsverbote 
nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG nicht vorliegen. Der mit der Klage angegriffene Bescheid des 
Bundesamts vom 6. März 2020 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten.

18
1. Der Kläger besitzt keinen Anspruch auf Durchführung eines (weiteren) Asylverfahrens in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Beklagte hat den vom Kläger gestellten Antrag zutreffend als Zweitantrag 
im Sinne des § 71a AsylG behandelt.

19
a) Ein asylrechtlicher Zweitantrag, der bei Fehlen neuen Vorbringens ohne Sachprüfung als unzulässig 
abgelehnt werden kann, setzt gemäß § 71a Abs. 1 AsylG ein erfolglos abgeschlossenes Asylverfahren in 
einem sicheren Drittstaat voraus (vgl. BVerwG, U.v. 14.12.2016 - 1 C 4.16 - juris Leitsatz 2). Es obliegt dem 
Bundesamt, den negativen Abschluss des Erstverfahrens im Rahmen der Amtsermittlungspflicht zu 
belegen. Bei der Prüfung nach § 71a Abs. 1 AsylG, ob ein erfolgloser Abschluss eines Asylverfahrens in 
einem sicheren Drittstaat vorliegt, darf sich das Bundesamt nicht allein auf die Angaben der jeweiligen 
Antragsteller zum Verlauf von Asylverfahren in anderen Mitgliedsstaaten stützen. Denn diese konnten in 
aller Regel den Verfahrensablauf nicht überblicken und können dazu deshalb auch keine verlässlichen 
Angaben machen (vgl. BayVGH, U.v. 3.12.2015 - 13a B 15.50069 u.a. - juris Rn. 22 m.w.N.). Mit dem vom 
Bundesamt grundsätzlich zu nutzenden, sogenannten Info-Request nach Art. 21 Dublin-II-VO bzw. Art. 34 
Dublin-III-VO ist unter den Mitgliedsstaaten allerdings ein beschleunigtes und verlässliches 
Informationsaustauschsystem eingeführt worden, dessen Möglichkeiten zur Informationsgewinnung den 
Verwaltungsgerichten jedoch nicht offenstehen (vgl. BayVGH, U.v. 20.10.2016 - 20 B 14.30320 - juris Rn. 
29, 41).

20
b) Im vorliegenden Fall beruht die Annahme des Bundesamts, es liege der erfolglose Abschluss eines 
Asylverfahrens in einem sicheren Drittstaat vor, auf zureichender Tatsachenbasis. Entsprechend der 
Auskunft der italienischen Dublin-Behörde im Rahmen des Info-Request nach Art. 34 Abs. 3 Dublin III-VO 
vom 11. Dezember 2019 ist der Asylantrag des Klägers am 11. Januar 2018 abgelehnt worden, die gegen 
die Ablehnung erhobene Klage blieb mit Entscheidung vom 17. Juni 2019 erfolglos. Weitere Ermittlungen 
des Bundesamts waren daher nicht erforderlich. Eine weitere Sachverhaltsaufklärung drängte sich hier nicht 
auf. Bezüglich der weiteren Einzelheiten wird ergänzend auf die Ausführungen im Beschluss vom 25. März 
2020 (Az.: Au 9 S 20.30377) verwiesen.

21
c) Die Voraussetzungen für die Durchführung eines weiteren Asylverfahrens nach § 71 Abs. 1 Halbs. 1 
AsylG liegen nicht vor. Der Kläger kann insbesondere keinen Wiederaufgreifensgrund nach § 51 Abs. 1 
VwVfG für sich in Anspruch nehmen. Wegen der Begründung im Einzelnen folgt das Gericht den 
Ausführungen im angefochtenen Bescheid und sieht deshalb von der Darstellung weiterer Gründe ab (§ 77 
Abs. 2 AsylG).

22
Das Vorbringen des Klägers beschränkt sich auf Umstände, die sich bereits im Herkunftsland N. ereignet 
haben sollen. Damit können diese Umstände mit Blick auf das in It. erfolglos abgeschlossene Asylverfahren 
keine nachträgliche Änderung der Sachlage zu Gunsten des Klägers begründen. Der Kläger hat bei seiner 
Anhörung am 20 März 2019 angegeben, dass die Gründe, die er im Erstverfahren geschildert habe, 
weiterhin bestehen würden. Es seien immer noch dieselben Gründe, auf die er sich berufe. Er hat seinen 
Antrag ausschließlich auf (angebliche) Sachverhalte gestützt, die bereits vor seiner Ausreise aus N. und 
damit vor dem ersten in It. durchgeführten Asylverfahren stattgefunden haben. Insofern liegt keine 
nachträgliche Änderung der Sachlage im Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG vor.

23
Im Hinblick auf den im gerichtlichen Verfahren vorgelegten Zeitungsartikel vom 12. März 2016 sind die 
Voraussetzungen nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG i.V.m. § 51 Abs. 2 nicht gegeben. Zum einen ist 
gerichtsbekannt, dass - bestimmte Fluchtvorbringen „belegende“ - gefälschte Zeitungsartikel in N. käuflich 
erhältlich sind. Zum anderen ist nicht erkennbar, warum der Kläger diesen Zeitungsartikel erst im 
gerichtlichen Verfahren vorlegte. Nach eigenen Angaben in der mündlichen Verhandlung hat der diesen 



Artikel über die Suchmaschine Google im Internet gefunden, als er in It. war. Der Antrag ist somit auch 
gemäß § 71a AsylG i.V.m. § 51 Abs. 2 VwVfG unzulässig.

24
Die Asylberechtigung ist auch nicht im Hinblick auf die im Klageverfahren vorgelegte Bestätigung des 
Vereins I.e.V. auszusprechen, wonach der Kläger in N. Verfolgungsmaßnahmen ausgesetzt sein soll, weil 
er Informationen für diese Gruppierung verteilt haben soll. In den vom Kläger in der mündlichen 
Verhandlung vom geschilderten Umständen der Zugehörigkeit des Klägers zu den Organisationen M. bzw. 
nachfolgend I.mit dem Ziel der Wiederherstellung der früheren Republik Biafra handelt es sich allesamt um 
Umstände, die dem Kläger vollumfänglich bereits zum Zeitpunkt seines früheren Asylverfahrens bekannt 
waren, da sie sich nach seinen eigenen Angaben bzw. den Angaben auf den vorgelegten Bescheinigungen 
bereits vor seiner Ausreise in N. ereignet haben sollen. Insoweit schließt bereits § 51 Abs. 2 VwVfG ein 
Wiederaufgreifen zu Gunsten des Klägers aus. Der Kläger trägt insoweit keine veränderten Tatsachen vor, 
er stützt vielmehr seinen Asylfolgeantrag auf neue Tatsachen bzw. neue Fluchtgründe. Das „Aufsparen“ von 
asylrechtlich relevantem Vortrag für einen späteren Asylfolgeantrag kann kein Wiederaufgreifen des 
Verfahrens begründen (vgl. Dickten in BeckOK AuslR, Stand: 1.2.2019, AsylG, § 71 Rn. 16).

25
Nur ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der Sachvortrag des Klägers in Gänze unglaubwürdig ist. Der 
Kläger gab gegenüber dem Bundesamt an, dass ein Überfall von Haussa Grund für seine Ausreise war. Es 
wurden weder Verfolgungshandlungen seitens der Regierung noch sein Engagement für I.geltend gemacht. 
Es ist nicht nachvollziehbar, dass der Kläger, sollten Verfolgungshandlungen durch den Staat aufgrund der 
Zugehörigkeit zu I.vorgenommen worden sein, diese in seiner Anhörung durch das Bundesamt nicht 
erwähnt haben sollte. Die Einlassungen hierzu - der Dolmetscher habe sich geweigert, diese Angaben zu 
übersetzen, bzw. habe die nachträgliche Aufnahme in das Protokoll verhindert - sind schlichtweg 
abenteuerlich. Dass die Angaben des Klägers unglaubhaft sind, folgt auch aus seinen Angaben in der 
mündlichen Verhandlung. Dort machte er (erstmals) geltend, auf dem Land seines Vaters hätte die 
Regierung Öl gefunden und deswegen seine Familie töten lassen. Das Auslöschen seiner Familie steht im 
Übrigen im krassen Gegensatz zu den Angaben beim Bundesamt, seine Geschwister würden studieren und 
den Eltern gehe es soweit gut. Die Einlassung, er habe diese Angaben auf die Situation vor dem 
fluchtauslösenden Ereignis bezogen, überzeugt nicht.

26
2. Daneben hat die Beklagte auch zutreffend dargelegt, dass beim Kläger keine nationalen 
Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 bzw. Abs. 7 Satz 1 AufenthG vorliegen. Das Gericht verweist 
insoweit auf die zutreffenden Ausführungen des Bundesamts im angegriffenen Bescheid (§ 77 Abs. 2 
AsylG) und schließt sich diesen in vollem Umfang an. Ebenso wird verwiesen auf die Ausführungen des 
Gerichts im Eilverfahren (Au 9 S 20.30377). Der Kläger hat im Klageverfahren keine Gesichtspunkte 
vorgetragen, die eine andere Beurteilung rechtfertigen könnten. Dieses gilt insbesondere im Hinblick auf 
seine Ausführungen, er habe Hörbeschwerden. Diese gesundheitlichen Beschwerden erfüllen die 
Voraussetzungen für ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG offenkundig nicht. Auch 
der allgemeine Hinweis auf das bessere Gesundheitssystem in Deutschland ist nicht geeignet, ein 
Abschiebungsverbot zu begründen.

27
Auch hinsichtlich der allgemeinen Corona-Pandemie liegt keine konkrete Gesundheitsgefahr im Sinn von § 
60 Abs. 7 AufenthG vor, da es sich lediglich um eine abstrakte Gefahrenlage handelt, der die Bevölkerung 
allgemein ausgesetzt ist und die nur bei Vorliegen eine Anordnung nach § 60a AufenthG Berücksichtigung 
finden könnte. Mangels einer derartigen Abschiebestopp-Anordnung kann die derzeitige Corona-Pandemie 
als allgemeine Gefahr aufgrund der Sperrwirkung des § 60 Abs. 7 Satz 5 AufenthG die Feststellung eines 
Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG grundsätzlich nicht rechtfertigen. Diese 
Sperrwirkung kann nur im Wege einer verfassungskonformen Auslegung eingeschränkt werden, wenn für 
den Schutzsuchenden ansonsten eine verfassungswidrige Schutzlücke besteht (vgl. BVerwG, U.v. 
24.6.2008 - 10 C 43.07 - juris Rn. 32 m.w.N.). Im Hinblick auf die Gefahr, dass sich der Kläger in N. mit dem 
SARS-CoV-2-Virus infiziert, kann Abschiebungsschutz in verfassungskonformer Anwendung des § 60 Abs. 
7 Satz 1 AufenthG nur ausnahmsweise beansprucht werden, wenn der Kläger bei einer Rückkehr aufgrund 
dieser Bedingungen mit hoher Wahrscheinlichkeit einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt wäre. Davon 
kann jedoch nicht ausgegangen werden. Es ist nicht ersichtlich, dass der Kläger gleichsam sehenden 



Auges dem Tod oder schwersten Gesundheitsschäden ausgeliefert wäre. Im Zeitpunkt der gerichtlichen 
Entscheidung sind überdies in N. lediglich 7801 Corona-Fälle bestätigt, wovon 5677 Personen genesen sind 
und es lediglich zu 805 Todesfällen gekommen ist (Quelle: COVID-19 pandemic data, Wikipedia, Stand: 
22.7.2020). Demnach handelt es sich um eine lediglich abstrakte Gefährdung, der im Rahmen des § 60a 
Abs. 1 Satz 1 AufenthG zu begegnen ist. Die Pandemie ist daher nicht geeignet, ein Abschiebungsverbot 
auf der Grundlage des § 60 Abs. 5 bzw. Abs. 7 Satz 1 AufenthG zu begründen.

28
Damit hat der Kläger aber auch keinen Anspruch auf ein Wiederaufgreifen im weiteren Sinne gemäß § 51 
Abs. 5 i.V.m. §§ 48,49 VwVfG. Er hat diesbezüglich zwar einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie 
Entscheidung. Im gerichtlichen Verfahren beachtliche Ermessensfehler (§ 114 VwGO) sind vorliegend 
weder ersichtlich, noch wurden solche vorgetragen.

29
3. Die auf § 34 Abs. 1 AsylG i.V.m. § 59 AufenthG gestützte Abschiebungsandrohung ist ebenfalls 
rechtmäßig, da die Voraussetzungen dieser Bestimmungen vorliegen. Die Ausreisefrist von 30 Tagen ergibt 
sich aus § 38 Abs. 1 AsylG.

30
Hinweise auf eine Fehlerhaftigkeit der Befristung der Einreise- und Aufenthaltsverbote nach § 11 Abs. 1 und 
2 AufenthG bestehen im maßgeblichen Zeitpunkt nicht. Die Beklagte hat das ihr zustehende Ermessen 
erkannt und im Rahmen der gerichtlich gemäß § 114 Satz 2 VwGO beschränkten Prüfung ordnungsgemäß 
ausgeübt.

31
4. Die Klage war mit der Kostenfolge aus § 154 Abs. 1 VwGO abzuweisen. Als im Verfahren unterlegen hat 
der Kläger die Kosten des Verfahrens zu tragen. Die Gerichtskostenfreiheit folgt aus § 83b AsylG.

32
5. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 2 VwGO.


